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Hinweise 
 
 
 

385 Sicherheitsfonds BVG; Beitragssätze für das Jahr 2003 
 
Das Bundesamt für Sozialversicherung hat die Beitragssätze für das 
Bemessungsjahr 2003 gemäss Antrag des Stiftungsrates genehmigt. Sie betragen 
neu 0,06 Prozent für die Zuschüsse bei ungünstiger Altersstruktur sowie 0,04 
Prozent für die Insolvenzen und andere Leistungen. Die Beitragssätze werden somit 
um je 0,01 Prozent leicht erhöht. Die Beiträge werden Ende Juni 2004 fällig. 
Beitragspflichtig sind alle dem Freizügigkeitsgesetz (FZG) unterstellten 
Vorsorgeeinrichtungen. 
 
 
 

Stellungnahmen des BSV 
 
 
 

386 Verwertung der im Rahmen der Wohneigentumsförderung 
verpfändeten Vorsorgeleistungen nach Erreichen des vorzeitigen 
Rücktrittsalters 
 
Die im Rahmen der Wohneigentumsförderung verpfändete Freizügigkeitsleistung 
(Art. 331d Abs. 1 OR) kann nur solange verwertet werden, als noch ein Anspruch der 
versicherten Person auf diese besteht. Nach der bisherigen Rechtsprechung des 
EVG (BGE 120 V 306, 126 V 89) besteht kein Anspruch mehr auf die 
Freizügigkeitsleistung, wenn die versicherte Person das Alter erreicht hat, in 
welchem bereits ein reglementarischer Anspruch auf Altersleistungen im Sinne einer 
vorzeitigen Pensionierung besteht. In einem neueren Entscheid vom 24. Juni 2002 
(B 38/00) - vgl. Rz 390 - hat das EVG diese Rechtsprechung relativiert und 
entschieden, dass der Vorsorgefall nur dann eintritt, wenn die versicherte Person von 
der ihr reglementarisch eingeräumten Möglichkeit, die Ausrichtung einer vorzeitigen 
Altersrente zu verlangen, Gebrauch macht. Andernfalls hat sie Anspruch auf die 
Freizügigkeitsleistung. Massgebend sind somit die konkreten reglementarischen 
Bestimmungen. Sehen diese, wie es in der Regel der Fall sein dürfte, eine 
Wahlmöglichkeit vor, tritt der Vorsorgefall erst nach tatsächlicher Wahl der 
vorzeitigen Pensionierung ein. Vorher besteht (bis zum Erreichen des ordentlichen 
reglementarischen Rücktrittsalters) weiterhin Anspruch auf die Freizügigkeitsleistung 
und es kann auf diese im Rahmen der Pfandverwertung gegriffen werden. In wohl 
selteneren Fällen, in denen das Reglement bei Erreichen einer Altersgrenze die 
vorzeitige Pensionierung bei Auflösung des Arbeitsverhältnisses ohne 
Wahlmöglichkeit vorschreibt, besteht kein Anspruch mehr auf die 
Freizügigkeitsleistung. Diese kann somit nicht mehr verwertet werden, wenn die 
versicherte Person das Grenzalter erreicht hat. Auf verpfändete Altersleistungen 
kann in diesen Fällen erst nach tatsächlich erfolgter Pensionierung gegriffen werden. 
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Dazwischen kann somit eine Zeitspanne liegen, während welcher die 
Pfandverwertung nicht möglich ist. 
 
 

387 Füllung der durch einen WEF-Vorbezug entstandenen Lücke ohne 
Rückzahlung des Vorbezugs 
 
Das BSV wurde angefragt, ob der anlässlich einer Scheidung erhaltene Anteil an der 
Austrittsleistung zur Rückzahlung eines WEF-Vorbezugs verwendet werden kann. 
Des Weiteren, ob die Rückzahlung des WEF-Vorbezugs mit Vorsorgeguthaben, das 
bei einer Reduktion des Beschäftigungsgrads frei wird, oder mit speziell zu diesem 
Zweck von einem Freizügigkeitskonto an die Vorsorgeeinrichtung überwiesenen 
Mitteln, zulässig ist. 
 
Solche Mittel können zur Füllung einer Lücke, die durch einen WEF-Vorbezug 
entstanden ist, verwendet werden. Weder der Gesetzgeber noch die Rechtsprechung 
noch die Literatur äussern sich jedoch zu dieser Frage. Es wäre aber vom 
vorsorgerechtlichen Standpunkt her unbefriedigend, wenn eine versicherte Person, 
welche bereits in die vollen reglementarischen Leistungen eingekauft ist, solche 
Mittel nicht für die Behebung der durch den Vorbezug entstandenen Lücke und damit 
zur Wiederherstellung des vollen Leistungsanspruchs bei ihrer Vorsorgeeinrichtung 
verwenden dürfte, sondern sie bei einer Freizügigkeitseinrichtung anlegen müsste. 
 
Weil die für die Behebung der Lücke verwendeten Mittel bereits für die Vorsorge 
gebunden waren, stellt allerdings eine derartige Transaktion keine Rückzahlung des 
Vorbezugs im Sinne des Gesetzes dar. Deshalb darf die Anmerkung der 
Veräusserungsbeschränkung im Grundbuch nicht gelöscht werden (Art. 30e Abs. 3 
BVG), kann die Rückerstattung der beim Vorbezug entrichteten Steuer nicht verlangt 
werden (Art. 83a Abs. 2 BVG) und besteht auch keine Meldepflicht der 
Vorsorgeeinrichtung an die Steuerverwaltung (Art. 13 Abs. 1 WEFV). Die 
Grundbuchanmerkung darf erst dann gelöscht werden, wenn nachgewiesen wird, 
dass der in das Wohneigentum investierte Betrag aus Mitteln, die noch nicht zu 
Vorsorgezwecken gebunden waren, an die Vorsorgeeinrichtung des Versicherten 
oder auf eine Freizügigkeitseinrichtung überwiesen worden ist (Art. 30e Abs. 3 lit. d 
BVG). Die versicherte Person muss deshalb weiterhin das Recht haben, die 
Rückzahlung des Vorbezugs an die Vorsorgeeinrichtung oder an eine 
Freizügigkeitseinrichtung vorzunehmen und anschliessend die Rückerstattung der 
entrichteten Steuer zu verlangen (Art. 83 a Abs. 2 BVG, Art. 14 WEFV). 
 
Bei der Säule 3a stellt sich dieses Problem nicht, weil eine Rückzahlung des 
Vorbezugs nicht möglich ist (vgl. Art. 3 Abs. 3-5 BVV 3 und Kreisschreiben Nr. 23 der 
Eidg. Steuerverwaltung vom 5. Mai 1995 zur Wohneigentumsförderung mit Mitteln 
der beruflichen Vorsorge, Ziff. III.) 
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388 Kapitalabfindung anstelle einer Rente – kann die versicherte Person 

auf ihre Wahl zurückkommen und unter welchen Bedingungen? 
 
Kann eine versicherte Person, deren Vorsorgeeinrichtung es reglementarisch 
zulässt, anstelle einer Rente eine Kapitalabfindung zu verlangen, auf ihren Entscheid 
zurückkommen und wiederum eine Rente verlangen? Zu Erkundigungen bezüglich 
der durch diese Frage in verschiedenen Fällen verursachten Probleme hatte unser 
Amt Stellung genommen – diese jedoch bis anhin in den Mitteilungen nicht publiziert 
– für den Vorrang der Rente und somit für die Möglichkeit der versicherten Person, 
auf die Wahl des Kapitals zurückkommen zu können. In diesen Fällen nämlich hat 
das Recht auf eine Rente nach dem Gesetz Vorrang. 
 
Es steht jedoch ausser Frage, der versicherten Person zu erlauben jederzeit ihre 
Meinung zu ändern. Es geht auch nicht darum zu verhindern, auf die Wahl der 
Kapitalform zurückkommen zu können. Diese kann durch eine Zeitlimite begrenzt 
werden, sie darf jedoch nicht so festgelegt werden, dass dadurch verhindert wird, 
einen einmal gefassten Entscheid widerrufen zu können. 
 
Wenn nun das Gesetz Vorrang hat gegenüber den reglementarischen 
Bestimmungen, die es der versicherten Person erlauben, eine Option auszuüben, 
muss man aber auch zulassen, dass der Vorsorgeeinrichtung aus der Wahl der 
versicherten Person keine Nachteile entstehen; insbesondere wenn sie 
Neuberechnungen vornehmen muss, braucht sie Zeit dafür. Daher macht eine 
Beschränkung des Widerrufs der Kapitaloption auf sechs Monate vor dem 
Rücktrittsalter Sinn. 
 
Gewisse Vorsorgeeinrichtungen legen eine „Konventionalstrafe“ in Form einer 
prozentualen Reduktion der Rente fest, um das Antiselektionsrisiko abzudecken. 
Dies erklärt sich daraus, dass die Vorsorgeeinrichtung die Finanzierung für eine 
Leistung in Form einer auf versicherungstechnischen Grundlagen kalkulierten Rente 
vorsehen muss. Bei Auszahlung einer Kapitalabfindung basiert die Berechnung auf 
anderen Grundlagen, dies zum Vorteil der Vorsorgeeinrichtung. Wenn sie nun ihre 
Berechnung ändern muss, korrigiert sie ihr zuerst vorgesehenes 
Finanzierungsmodell. Ändert die versicherte Person ihre Meinung, muss die 
Vorsorgeeinrichtung auf ihr anfängliches Berechnungsmodell zurückkommen. Sie 
erleidet dadurch eine Finanzierungslücke. Unser Amt hat zugelassen, dass die 
versicherte Person das Antiselektionsrisiko und auch die Kosten, die mit dem 
Meinungswechsel verbunden sind, trägt. Dies aber nur, soweit sie (Kosten und 
Antiselektion) genügend belegt sind. Eine systematische Reduktion der Leistungen 
und auch Kostenpauschalen sind daher nicht zulässig. 
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Rechtsprechung 
 
 
 

389 Untersuchungspflicht des BVG-Richters 
 
(Hinweis auf ein Urteil des EVG vom 3. Juni 2002 i.Sa. M. J., B 59/00; Urteil in 
deutscher Sprache) 
 
(Art. 73 Abs. 2 BVG) 
 
Ausgangspunkt des Verfahrens nach Artikel 73 BVG ist nicht eine Verfügung im 
Rechtssinne, sondern eine blosse Stellungnahme der Vorsorgeeinrichtung, welche 
nur auf Grund eines auf Klage hin ergangenen Gerichtsurteils rechtsverbindlich wird. 
Das Gericht ist demnach im Bereich der beruflichen Vorsorge nicht befugt, die Sache 
zu neuer Entscheidung an die Vorsorgeeinrichtung zurückzuweisen. Der Richter, der 
den Sachverhalt von Amtes wegen abzuklären hat (Art. 73 Abs. 2 BVG), ist auch 
gehalten, die sich aufdrängenden zusätzlichen Abklärungen auf dem Weg eines 
Beweisverfahrens selber vorzunehmen. Dabei bleibt es ihm unbenommen, die 
Vorsorgeeinrichtung im Rahmen der angeordneten Beweismassnahmen bzw. in 
Ausübung der richterlichen Fragepflicht zu den entsprechenden Abklärungen 
anzuhalten. Folglich ist der Berufsvorsorgerichter verpflichtet, die von ihm als 
erforderlich erkannten Abklärungen selber vorzunehmen, wenn er beispielsweise ein 
Klagebegehren bezüglich der Höhe und des Beginns der berufsvorsorgerechtlichen 
Invalidenrente zu beurteilen hat. 
 
 

390 Freizügigkeitsleistung und vorzeitiger Altersrücktritt 
 
(Hinweis auf ein Urteil des EVG vom 24. Juni 2002 i.Sa. H.S., B 38/00; Urteil in 
deutscher Sprache) 
 
(Art. 13 Abs. 2 BVG, Art. 2 Abs. 1 FZG) 
 
Nach der bisherigen Rechtsprechung (BGE 126 V 89, 120 V 306, SZS 1998 S. 126), 
welche sich auf das bis zum 31. Dezember 1994 geltende Freizügigkeitsrecht in 
aArtikel 27 Absatz 2 BVG (im obligatorischen Bereich) und aArtikel 331b Absatz 1 
OR (im überobligatorischen Bereich) bezogen hat, besteht kein Anspruch auf die im 
Verhältnis zu den Altersleistungen subsidiäre Freizügigkeitsleistung mehr, wenn die 
Kündigung des Arbeitsverhältnisses in einem Alter erfolgte, in welchem die 
reglementarischen Voraussetzungen für eine vorzeitige Pensionierung erfüllt sind. 
 
Nach Ansicht des EVG stellt sich die Frage, ob sich diese Grundsätze mit der seit 
dem 1. Januar 1995 geltenden Freizügigkeitsordnung vereinbaren lassen, welche 
den Zweck verfolgt, dem Versicherten einen Stellenwechsel ohne Sorge um einen 
erheblichen Verlust in seiner beruflichen Vorsorge zu ermöglichen. Dies zeigt sich 
namentlich in Fällen, in welchen der Versicherte, der das reglementarische Alter für 
eine vorzeitige Pensionierung erreicht hat, seine Erwerbstätigkeit nicht aufgeben will, 
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sondern beabsichtigt, weiterhin in unselbständiger Stellung tätig zu sein und in eine 
neue Vorsorgeeinrichtung einzutreten. Diese Frage muss im vorliegenden Fall aber 
nicht beantwortet werden und wird ausdrücklich offen gelassen; denn bereits die 
korrekte Auslegung der anwendbaren statutarischen Bestimmungen führt zu einer 
klaren Lösung.  
 
Da die Beschwerdegegnerin eine Vorsorgeeinrichtung des öffentlichen Rechts ist, 
sind für die Ermittlung des Sinns ihrer statutarischen Ordnung die Regeln der 
Gesetzesauslegung massgebend. Dabei darf vom klaren, d.h. eindeutigen und 
unmissverständlichen Wortlaut nur ausnahmsweise abgewichen werden, dann 
nämlich, wenn triftige Gründe dafür vorliegen, dass der Wortlaut nicht den wahren 
Sinn der Bestimmung wiedergibt.  
 
Die entsprechende Bestimmung der Statuten, wonach der Versicherte, welcher das 
60. Altersjahr vollendet hat, die Auflösung der Mitgliedschaft und die Ausrichtung 
einer Altersrente verlangen kann, wenn das Dienst- oder Arbeitsverhältnis aufgelöst 
ist, stellt es nach ihrem klaren Wortlaut dem Versicherten anheim, bei Vorliegen der 
entsprechenden Voraussetzungen eine vorzeitige Altersrente zu verlangen.  
 
Macht das ausgelegte Vorsorgereglement nach seinem Rechtssinn die Ausrichtung 
einer Altersrente bei Versicherten, welche die Voraussetzungen für eine vorzeitige 
Pensionierung erfüllen, von der Ausübung einer entsprechenden Willenserklärung 
abhängig, tritt der - den Anspruch auf eine Austrittsleistung ausschliessende (Art. 2 
Abs. 1 FZG) - Vorsorgefall Alter nicht in jedem Fall ein, wenn das Arbeits- oder 
Dienstverhältnis zu einem Zeitpunkt aufgelöst wird, in welchem der Versicherte das 
reglementarische Rentenalter für eine vorzeitige Pensionierung bereits erreicht hat. 
Vielmehr tritt der Vorsorgefall nur dann ein, wenn der Versicherte von der ihm in den 
Statuten eingeräumten Möglichkeit, die Ausrichtung einer vorzeitigen Altersrente zu 
verlangen, Gebrauch macht. Unterlässt er dies, hat er Anspruch auf eine 
Austrittsleistung (Art. 2 Abs. 1 FZG). 
 
 

391 Überentschädigungsberechnung bei Teilzeit erwerbstätigen Perso-
nen; Auslegung einer Reglementsbestimmung einer öffentlich-
rechtlichen Kasse 
 
(Hinweis auf ein Urteil des EVG vom 18. Juli 2002 i.S. J. gegen X. 
Beamtenpensionskasse, B 10/99; Urteil in deutscher Sprache) 
 
(Art. 34 Abs. 2 BVG, 24 Abs. 1 und 2 BVV 2, 5 Abs. 1 IVG, 27bis Abs. 1 IVV) 
 
Gegenstand des Verfahrens bildete die Überentschädigungsberechnung. Dabei 
stellte sich die Frage, in welchem Umfange die seitens der Invalidenversicherung 
ausgerichtete Rente in die von der Pensionskasse vorzunehmende Ermittlung der 
Überentschädigung mit einzubeziehen ist. 
 
Bei als Teilerwerbstätige zu qualifizierenden versicherten Personen wird die Rente 
der Invalidenversicherung nach der gemischten Methode der Invaliditätsbemessung 
ermittelt. Diese Rente gleicht zum einen die Erwerbseinbusse und zum andern die 
Unfähigkeit aus, sich im bisherigen Aufgabenbereich im Sinne von Artikel 5 Absatz 1 
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IVG zu betätigen (Art. 27bis Abs. 1 IVV; BGE 125 V 146). Im Gegensatz dazu dient 
die Invalidenrente der beruflichen Vorsorge allein dem Ausgleich der 
Beeinträchtigung in erwerblicher Hinsicht. Das Eidgenössische Versicherungsgericht 
hat deshalb in seinem Grundsatzurteil X. vom 16. Juli 1998, B 24/97, im Hinblick auf 
Artikel 34 Absatz 2 BVG in Verbindung mit Artikel 24 Absatz 1 und 2 BVV 2 
festgestellt, bei der Konkurrenz zwischen einer nach der gemischten 
Invaliditätsbemessungsmethode berechneten Rente der Invalidenversicherung und 
einer Invalidenrente der beruflichen Vorsorge sei nach dem Grundsatz der 
sachlichen Kongruenz nur jener Teil der Invalidenversicherungsrente in die 
Überentschädigungsberechnung miteinzubeziehen, welcher dazu bestimmt ist, die 
Erwerbsunfähigkeit zu entschädigen (BGE 124 V 279).  
 
Nach den Versicherungsbedingungen der X. Beamtenpensionskasse sind die 
Invaliden- und Hinterlassenenrenten der Pensionskasse soweit herabzusetzen, als 
sie zusammen mit Lohnersatzleistungen oder mit Leistungen der eidgenössischen 
AHV, der IV, gemäss Unfallversicherungsgesetz (UVG) und der eidgenössischen 
Militärversicherung 90 Prozent der Bruttobesoldung übersteigen. 
 
Die Auslegung der erwähnten Bestimmung hat - da es sich bei der betroffenen 
Vorsorgeeinrichtung um eine solche des öffentlichen Rechts handelt - nach den 
gewöhnlichen Regeln der Gesetzesauslegung zu geschehen. Denn anders als bei 
den privatrechtlichen Vorsorgeträgern, wo das Rechtsverhältnis zu den Versicherten 
im Bereich der freiwilligen Vorsorge auf dem Vorsorgevertrag beruht, dessen 
Auslegung folgerichtig nach Vertrauensprinzip, unter Berücksichtigung der 
Unklarheits- und Ungewöhnlichkeitsregeln erfolgt (BGE 122 V 146 Erw. 4c, 116 V 
221 Erw. 2, je mit Hinweisen), weist das dem öffentlichen Recht unterstehende 
Vorsorgeverhältnis keine vertraglichen Elemente auf. 
 
Die Versicherungsbedingungen der X. Beamtenpensionskasse nehmen keinerlei 
formelle Trennung zwischen Leistungen im obligatorischen und solchen im 
ausserobligatorischen Bereich der beruflichen Vorsorge vor, weshalb sich ihre 
Geltung auf die überentschädigungsbedingte Kürzung der Invaliden- und 
Hinterlassenenrenten aus dem gesamten (d.h. sowohl obligatorischen wie auch 
ausserobligatorischen) Leistungsbereich der als umhüllende Kasse konzipierten 
Vorsorgeeinrichtung erstreckt. Dies bedeutet, dass die vorzunehmende 
Überentschädigungsberechnung (zumindest) hinsichtlich des obligatorischen 
Bereichs nicht mit Artikel 34 Absatz 2 BVG in Verbindung mit Artikel 24 Absatz 1 und 
2 BVV 2 sowie der Rechtsprechung (BGE 124 V 279) im Widerspruch stehen darf. 
Wenn nun aber die Versicherungsbedingungen sowohl für Leistungen aus dem 
obligatorischen wie auch für solche aus dem weitergehenden Bereich der beruflichen 
Vorsorge Geltung beanspruchen, ist die Vorschrift mit Bezug auf beide 
Leistungsbereiche gleich, nämlich dahin gehend zu interpretieren, dass eine seitens 
der Invalidenversicherung ausgerichtete Rente nur insoweit in die 
Überentschädigungsberechnung mit einzubeziehen ist, als damit die 
Erwerbsunfähigkeit entschädigt wird. Allein eine solche Auslegung bringt die wahre 
Tragweite des unklaren, verschiedene Interpretationen zulassenden 
Reglementstextes zum Ausdruck. Im Falle einer nach der gemischten Methode der 
Invaliditätsbemessung berechneten Invalidenversicherungsrente bleibt deren auf die 
Einschränkung im bisherigen Aufgabenbereich gemäss Artikel 5 Absatz 1 IVG 
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entfallende Anteil somit im Rahmen jeglicher Überentschädigungsermittlung der 
Vorsorgeeinrichtung unberücksichtigt. 
 
 

392 Auskunftspflicht der Pensionskassen gegenüber den eidgenössi-
schen und kantonalen Steuerbehörden 
 
Eine Pensionskasse ist verpflichtet, den eidgenössischen und kantonalen 
Steuerbehörden Auskunft über die Auszahlungsadresse der Invalidenrente 
eines ihrer Versicherten zu erteilen. 
 
(Hinweis auf ein Urteil der II. Öffentlichrechtlichen Abteilung des Bundesgerichts vom 
25.7.2001, 2A.96/2000; Urteil in deutscher Sprache) 
 
(Art. 112 DBG, Art. 86 und 86a BVG) 
 
Das Bundesgericht hat eine Beschwerde gegen das in den Mitteilungen über die 
berufliche Vorsorge Nr. 49, Rz 300, zusammengefasste Urteil der Eidgenössischen 
Beschwerdekommission BVG vom 18. Januar 2000, BKBVG 522/98, gutgeheissen. 
Die BVG-Beschwerdekommission war der Ansicht gewesen, es genüge, wenn die 
Vorsorgeeinrichtung die ausgerichtete Leistung deklariere. Das Bundesgericht hat 
nun entschieden, dass auch die Auszahlungsadresse (Kontonummer und Bank) 
bekannt gegeben werden muss.  
 
Die Eidgenössische Steuerverwaltung als Beschwerdeführerin brachte insbesondere 
vor, dass die Auszahlungsadresse unentbehrlich sei. Zur richtigen Durchsetzung des 
Steuergesetzes gehöre auch der Steuerbezug (Art. 2 DBG), der auf dem Weg der 
Sicherstellung gewährleistet werden könne. Dass hierzu die Bankverbindung und 
Kontonummer eine zentrale Rolle spiele, sei offenkundig. Zudem könne nicht 
ausgeschlossen werden, dass der Steuerpflichtige bei der betreffenden Bank weitere 
nicht versteuerte Vermögenswerte liegen habe, über welche die Bank im Rahmen 
einer Vollständigkeitsbescheinigung (Art. 127 Abs. 1 lit. e DBG) allenfalls Auskunft zu 
erteilen hätte. 
 
Das Bundesgericht folgte dieser Argumentation: Allein die Möglichkeit, dass die 
Steuerverwaltung gemäss Artikel 127 DBG vom Steuerpflichtigen eine 
Vollständigkeitsbescheinigung der Bank anfordern darf, setzt voraus, dass ihr die 
Bankadresse bekannt gegeben wird. Für die Sicherstellung von gefährdeten 
Steuerforderungen (Art. 169 DBG) ist notwendig, dass die Steuerverwaltung weiss, 
wo sich die Aktiven befinden. Das steht mit dem Vollzug des Steuergesetzes in 
einem direkten Zusammenhang. Es ist jedoch nicht so, dass der Auskunftspflicht 
gegenüber der Steuerverwaltung gemäss Artikel 112 DBG keine Schranken gesetzt 
sind. Vielmehr muss die Auskunft für den „Vollzug dieses Gesetzes“ (vgl. den 
Gesetzeswortlaut) von Bedeutung sein. Ein konkreter Verdacht auf strafbare 
Handlungen des Steuerpflichtigen ist nicht erforderlich, hingegen sind allgemeine 
Suchaktionen ohne konkretes Ziel nicht zulässig (Erw. 4). 
 
Mit der am 1. Januar 2001 in Kraft getretenen Neufassung von Artikel 86 BVG und 
der Einführung von Artikel 86a BVG verfolgte der Gesetzgeber den Zweck, die 
datenschutzrelevanten Bestimmungen des BVG den Anforderungen des 
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Bundesgesetzes vom 19. Juni 1992 über den Datenschutz anzupassen. Aus diesem 
Grund wurden insbesondere die bisher auf Verordnungsstufe (Verordnung über die 
Ausnahmen von der Schweigepflicht in der beruflichen Vorsorge und über die 
Auskunftspflicht der AHV/IV-Organe [VSABV]) geregelten Ausnahmen von der 
Schweigepflicht in das Gesetz aufgenommen. Eine materielle Änderung der 
Regelung über die Schweigepflicht wurde damit nicht bezweckt (Botschaft des 
Bundesrates vom 24. November 1999, BBl 2000 255, bes. 256, 261 f.). 
 
Unter den „überwiegenden Privatinteressen“, die Artikel 86a Abs. 1 BVG vorbehält, 
sind solche zu verstehen, die beim Versicherten selbst, dem Arbeitgeber oder 
anderen beteiligten Personen bestehen können. Es geht in erster Linie um 
Tatsachen, welche die Person des Versicherten betreffen, wie Gesundheit und 
berufliche Verhältnisse, oder Geschäftsgeheimnisse des Arbeitgebers. Es ist nicht 
ersichtlich, inwiefern solche Tatsachen vorliegend eine Rolle spielen könnten. Es ist 
klar, dass dann, wenn die Steuerverwaltung um Auskunft ersucht, die Abweisung des 
Begehrens nicht mit dem Interesse des Versicherten, seine finanziellen Verhältnisse 
gegenüber dem Fiskus möglichst wenig offen legen zu müssen, begründet werden 
kann. Artikel 86a Abs. 1 BVG verlangt ein “überwiegendes Interesse”, das sich auf 
die Person des Versicherten beziehen muss und das nicht mit der Geheimhaltung 
der gegenüber dem Fiskus zu deklarierenden Tatsachen begründet werden kann, 
wie aus dieser Bestimmung zwanglos abgeleitet werden darf. Zum Zuge kommt 
dabei auch das Gebot der Verhältnismässigkeit: Die Auskunft soll nicht mehr 
Angaben enthalten, als sie für den Vollzug der Steuergesetzgebung erforderlich sind 
bzw. sein können. Mit der Bekanntgabe der Auszahlungsadresse werden indessen 
keine Angaben gemacht, die für die Anwendung des Steuergesetzes nicht 
erforderlich sein können (Erw. 5). 
 
 
 

 
 


